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NIEDERSCHRIFT der 39. ordentlichen, 

öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

 

vom 06.11.2025, 19.00 Uhr, 
unter dem Vorsitz von Bürgermeister Nikolaus Manzl, 

im Großen Sitzungssaal der Gemeinde Ellmau. 
 
 
Weiters anwesend: 

Simon ARNOLD  
Guido Bucher  
MMag. Herbert Schachner  
Gerhard Sojer Vertretung für Alexandra Sollerer 
Josef Werlberger  
Wolfgang Niedermühlbichler  
Reinhard Ritter  
Georg Widschwendter  
Manfred Döttlinger  
Alexandra Langhofer Vertretung für Simone Embacher 
Gert Oberhauser  
Christoph Kröll  Vertretung für Thoma Niederstrasser 
Gerhard Schermer  
Gerhard Pohl  

 
 

Schriftführer: Amtsleiter Mag. Klaus Hein 
 
Entschuldigt abwesend: 
Alexandra Sollerer 
Thomas Niederstrasser 
Simone Embacher 
 

 
 

Tagesordnung 
 

1. Genehmigung des 38. Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 02.10.2025 
2. Berichte des Bürgermeisters und der Ausschüsse 
3. Straßeninteressentschaft Lechenweg - Genehmigung des Jahresvoranschla-

ges für das Jahr 2026 
4. Straßeninteressentschaft Neuhausweg - Genehmigung des Jahresvoranschla-

ges für das Jahr 2026 
5. Straßeninteressentschaft Biedringweg - Genehmigung des Jahresvoranschla-

ges für das Jahr 2026 
6. Grundteilung im eigenen Besitz (Öffentliches Gut): Teilung Gst. Nr. 1937 in Gst. 

Nr. 1937/1NEU (4.510 m2) und Gst. Nr. 1937/2NEU (196 m2) 
7. Haushaltsüberwachung (Information über die bis zum 30.10.2025 angefallenen 

Ausgabenüberschreitungen) 
8. Erlassung einer Verordnung zur Einführung von Kurzparkzonen im Bereich des 

Ortszentrums 
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9. Erlassung einer Verordnung über die Erhebung einer Parkabgabe in den Kurz-
parkzonen 

10. Erlassung einer Verordnung für ein Halte- und Parkverbot im Bereich des Ge-
meindeamtes, der Volksschule, des Hubenhofes und des Kirchplatzes 

11. Änderung der Flächenwidmung, Gst. Nr. 425/14, von "Wohngebiet" in "Ge-
mischtes Wohngebiet", Eigentümer: Firma Ing. Hans Bodner Baugesellschaft 
m.b.H. & Co KG. (FN 023999v) 

12. Abschluss eines Raumordnungsvertrages betreffend das Gst. Nr. 1/3 mit Mag. 
Walter Bichler 

13. Änderung der Flächenwidmung im Bereich Gst. Nr. 1/3 (Eigentümer: Mag. Wal-
ter Bichler) von "Sonderfläche Parkplatz" in "Allgemeines Mischgebiet" sowie 
im Bereich Gst. Nr. 1886/7 (Eigentümer: Öffentliches Gut) von "Sonderfläche 
Parkplatz" in "Freiland" 

14. Erlassung eines Bebauungsplanes ("DORF WEST 1") für das Gst. Nr. 1/3, Ei-
gentümer: Mag. Walter Bichler 

15. Abschluss eines Raumordnungsvertrages betreffend das Gst. Nr. 1119/1 mit 
der Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) 

16. Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes, Gst. Nr. 1119/1, Auswei-
sung eines neuen baulichen Entwicklungsbereiches für Baugewerbe, Büroflä-
chen und eine Betriebswohnung, Eigentümer: Gemeinde Ellmau 

17. Änderung der Flächenwidmung, Gst. Nr. 1119/1, von "Freiland" in "Sonderflä-
che für Baugewerbe, Büroflächen und eine Betriebswohnung", Eigentümer: 
Gemeinde Ellmau 

18. Erlassung eines Bebauungsplanes ("OBERACHEN 1") für das Gst. Nr. 1119/1 
(Eigentümer: Gemeinde Ellmau) und das Gst. Nr. 1119/3 (Eigentümer: Öster-
reichisches Rotes Kreuz) 

19. Abschluss eines Kaufvertrages zur Veräußerung des Gst. Nr. 1119/1 an die 
Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) 

20. Abschluss eines Kaufvertrages zum Erwerb des Gst. Nr. 1789 von Josef Leitner 
21. Darlehensaufnahme zur Teilfinanzierung des Kaufes der Liegenschaft Gst. Nr. 

1789 
22. Erlassung einer Abfallgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. Jänner 2026) 
23. Erlassung einer Wasserbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. Jän-

ner 2026) 
24. Erlassung einer Kanalbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. Jänner 

2026) 
25. Erlassung einer Friedhofsbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. 

Jänner 2026) 
26. Erlassung einer Hundesteuerverordnung (Inkrafttreten 1. Jänner 2026) 
27. Anpassung der privatrechtlichen Entglete der Gemeinde Ellmau für das Jahr 

2026 
28. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
29. Vertrauliches 

29.1. Genehmigung des Protokolls des nicht-öffentlichen Teils der 38. Ge-
meinderatssitzung vom 02.10.2025 

29.2. Personelles (Weihnachtsgeld) 
 
 
 
Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates. 
 
Entschuldigt ist Alexandra Sollerer, für die Gerhard Sojer in Vertretung anwesend ist. 
Entschuldigt ist Simone Embacher, für die Alexandra Langhofer in Vertretung anwesend ist. 
Entschuldigt ist Thomas Niederstrasser, für den Christoph Kröll in Vertretung anwesend ist. 
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Der Bürgermeister stellt die Beschlussfähigkeit bei 15 anwesenden Mandataren fest und er-
öffnet die Sitzung. 
 
Sodann stellt der Bürgermeister den Antrag den Tagesordnungspunkt 29. samt Unterpunkten 
29.1. und 29.2. unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Tagesordnungspunkt 29. samt Un-
terpunkten 29.1. und 29.2. unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln. 
 
 
 

öffentlicher Teil 
 
ad 1.) Genehmigung des 38. Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 02.10.2025 

 
Der Bürgermeister gibt bekannt, dass das Protokoll an alle Gemeinderäte ausgesendet wurde. 
Es wurde ein Änderungswunsch von Gerhard Pohl mit E-Mail vom 04.11.2025 eingebracht. 
Konkret wünscht Gerhard Pohl eine Ergänzung zu seiner gestellten Anfrage im Tagesord-
nungspunkt 14. betreffend Stellplätze beim Haus Dorf 48 wie folgt: 
 
„Der Gemeinderat hat dem Bürgermeister den Auftrag mitgegeben die Situation zu bereinigen 
und den Rückbau zu fordern, nicht das dadurch irgendwann ein Übergang des Grundstückes 
erfolgt oder sonstige Rechte entstehen können. Der Bürgermeister hat gegenüber dem Ge-
meinderat bestätigt sich darum zu kümmern.“ 
 
Über diesen Ergänzungswunsch wird sodann beraten. Am Ende wird so verblieben, dass 
diese Ergänzung nicht nachträglich in das Protokoll vom 02.10.2025 einzuarbeiten ist. Gerhard 
Pohl begnügt sich damit, wenn eine diesbezügliche Protokollierung nun in diesem Tagesord-
nungspunkt erfolgt.  
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 12:3 Stimmen (12 Ja, 3 Enthaltungen) das 38. Protokoll der Gemeinde-
ratssitzung vom 02.10.2025 (Enthaltungen: Gert Oberhauser, Wolfgang Niedermühl-
bichler und Gerhard Sojer, weil diese in der Sitzung nicht anwesend waren.) 
 
 
ad 2.) Berichte des Bürgermeisters und der Ausschüsse 

 

• Überprüfungsausschuss: 
 
Manfred Döttlinger berichtet von der Sitzung vom 15.10.2025, in der die nachstehen-
den Themen behandelt wurden: 
 

➢ Der Ausschuss hat sich über Wunsch des Gemeinderates dem Bauvorhaben 
des Mehrzweckgebäudes hinsichtlich jener Kosten gewidmet, die nicht in der 
Endkostenaufstellung der örtlichen Bauaufsicht enthalten waren. Im Ergebnis 
wurde festgestellt, dass noch zusätzliche Kosten in Höhe von rund EUR 
667.000,00 angefallen wären. Diese Kosten würden sich aus Kosten für den 
Architekturwettbewerb, Erschließungskosten, Kosten für die Kanalverlegung, 
EDV-Anschaffungen und Indexanpassungen bei Honoraren zusammensetzen. 
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Für den Überprüfungsausschuss haben sich diese Mehrkosten schlüssig und 
nachvollziehbar dargestellt; 
 

➢ Der Ausschuss hat sich dem Thema „Großraumlüfter“ gewidmet. Mit dieser An-
schaffung wären Kosten von insgesamt rund EUR 70.000,00 angefallen. Man-
fred Döttlinger hätte dazu das Gespräch mit dem Bauhofleiter gesucht, der mit-
geteilt hätte, dass diese Gerätschaft (Großraumlüfter) bislang noch nicht in Be-
trieb sei, weshalb gegenüber den Betrieben, die ein Sponsoring in Aussicht ge-
stellt haben (9 x EUR 4.000,00 = EUR 36.000,00), noch keine Verrechnung 
erfolgt sei. Das Zubehör zum Lüfter (rund EUR 34.000,00) – diese Kosten sind 
allein von der Gemeinde zu tragen – wäre über das gewöhnliche Haushalts-
budget der Feuerwehr angekauft worden und hierüber gedeckt.  

 
➢ Der Ausschuss hat sich die Personaleinsparungen im Bauhof angesehen, wel-

che sich geldmäßig auf einen Betrag von rund EUR 96.000,00 belaufen wür-
den. 

 
➢ Der Ausschuss hat sich außerdem mit der Bezahlung einer Winterdienstrech-

nung im Bereich des Hausbergs befasst und beraten, ob die Bezahlung in die 
Zuständigkeit der Gemeinde fällt, wobei der Ausschuss nach entsprechender 
Prüfung eine Zahlungsverpflichtung der Gemeinde nicht feststellen konnte. 

 
Der Bürgermeister teilt dazu mit, dass zu dieser Angelegenheit mittlerweile eine 
Kostenübernahme durch den TVB in Aussicht gestellt wurde und eine Weiter-
verrechnung an den TVB erfolgen wird. 
 

➢ Der Ausschuss hat sich mit der Anpassung der Gebühren, Abgaben und Ent-
gelte für das Jahr 2026 befasst. 

 
 

• Ausschuss „Wirtschaft, Tourismus und Kaiserbad“: 
 
Gert Oberhauser berichtet vom erfolgreich abgehaltenen „Tag der offenen Betriebstü-
ren“. Teilgenommen hätten rund 560 Schüler und 29 Betriebe aus Ellmau sowie 7 Be-
triebe aus Going. Gert Oberhauser spricht dabei dem Bürgermeister und jenen Ge-
meinderäten, die die Veranstaltung tatkräftig unterstützt haben, Dank aus. Informativ 
teilt er mit, dass die Veranstaltung für das kommende Jahr finanziell abgesichert wäre 
und die Gemeinde voraussichtlich weniger hineinzubezahlen haben wird. 
 
Gert Oberhauser berichtet abschließend aus dem Kaiserbad, dass ein neuer Ge-
schäftsführer gefunden werden konnte, der seinen Dienst voraussichtlich ab Dezember 
aufnehmen wird. 
 
 

• Ausschuss „Soziales, Kultur, Vereine und Sport“: 
 
MMag. Herbert Schachner berichtet von der Sitzung vom 24.10.2025, in der sich das 
Gremium mit den diesjährigen Vereinsförderungen beschäftigt hätte. Außerdem habe 
sich das Gremium zusammen mit Alexandra Sollerer vom EKIZ darüber beraten, wie 
die Öffnungszeiten für den Schülerhort – auch während der Ferien – für die Eltern ent-
gegenkommender gestaltet werden könnten. 
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• Ausschuss „Verkehr“: 
 
Gerhard Schermer berichtet als Verkehrsreferent von einer Besprechung am 
21.10.2025 mit vom geplanten Umbau der B178 im Bereich Steinerner Tisch betroffe-
nen Grundeigentümern zusammen mit Vertretern der Landesstraßenverwaltung und 
dass nunmehr noch offene Punkte geklärt werden konnten, sodass ein Einvernehmen 
zu den Baumaßnahmen erreicht werden konnte. 
 
 

• Ausschuss „Bauwesen und Dorferneuerung“: 
 
Wolfgang Niedermühlbichler informiert, dass er mit dem Bauhofleiter in laufendem 
Kontakt stehe. Für Jänner sei wieder eine Sitzung angedacht. Erinnert wird an den 
laufenden Breitbandausbau, der für die Gemeinde ein umfangreiches Projekt mit dem-
entsprechenden Kosten darstelle. 
 
Wolfgang Niedermühlbichler äußert abschließend noch gegenüber Josef Werlberger 
Kritik, der in der 38. Gemeinderatssitzung sich über Einsparungen beim Bauhof erkun-
digt hätte, obwohl er (Wolfang Niedermühlbichler) als zuständiger Ausschussobmann 
nicht bei der Sitzung anwesend gewesen sei.  
 
 

• Bericht des Bürgermeisters: 
 
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat darüber, dass die Bergbahn aufgrund 
zu hoher Kosten die Realisierung des neben der Astbergbahn in Going angedachte 
Hotelprojekt abgelehnt hätte.  
 
Der Bürgermeister berichtet von einer Besprechung zusammen mit dem Bauhofleiter 
und den Sonderplanern des Mehrzweckgebäudes. Bei dieser Besprechung wurden 
noch vorhandene Mängel aufgezeigt und Lösungsansätze beraten sowie Aufgaben 
verteilt. Es sei vorgesehen, dass bis Ende des Jahres 2025 bzw. bis spätestens nach 
den Semesterferien 2026 alle Mängel behoben sind. 
 
Der Bürgermeister informiert von den Budgetplanungen der St. Johanner Schulen, die 
dem Spargedanken der Zeit Rechnung tragen und ihr Budget für das Jahr 2026 um 
rund EUR 10.000,00 gekürzt hätten. 
 
Der Bürgermeister setzt den Gemeinderat über den mit der Fa. Bodner Bau geschlos-
senen Vergleich betreffend Mehrkostenforderungen für Baumseiterarbeiten beim 
Mehrzweckzentrum in Kenntnis.  

 
 
ad 3.) Straßeninteressentschaft Lechenweg - Genehmigung des Jahresvoran-

schlages für das Jahr 2026 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Jahresvoranschlag der Straßeninteressent-
schaft Lechenweg für das Jahr 2026 zur Kenntnis. Der Gemeindeanteil beläuft sich auf einen 
Betrag in Höhe von EUR 33.750,00. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Jahresvoranschlag der Straßeninte-
ressentschaft Lechenweg für das Jahr 2026 mit einem Gemeindeanteil in Höhe von EUR 
33.750,00.  
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ad 4.) Straßeninteressentschaft Neuhausweg - Genehmigung des Jahresvoran-
schlages für das Jahr 2026 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Jahresvoranschlag der Straßeninteressent-
schaft Neuhausweg für das Jahr 2026 zur Kenntnis. Der Gemeindeanteil beläuft sich auf einen 
Betrag in Höhe von EUR 1.500,00. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Jahresvoranschlag der Straßeninte-
ressentschaft Neuhausweg für das Jahr 2026 mit einem Gemeindeanteil in Höhe von 
EUR 1.500,00.  
 
 
ad 5.) Straßeninteressentschaft Biedringweg - Genehmigung des Jahresvoran-

schlages für das Jahr 2026 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Jahresvoranschlag der Straßeninteressent-
schaft Biedringweg für das Jahr 2026 zur Kenntnis. Der Gemeindeanteil beläuft sich auf einen 
Betrag in Höhe von EUR 7.912,50. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Jahresvoranschlag der Straßeninte-
ressentschaft Biedringweg für das Jahr 2026 mit einem Gemeindeanteil in Höhe von 
EUR 7.912,50.  
 
 
ad 6.) Grundteilung im eigenen Besitz (Öffentliches Gut): Teilung Gst. Nr. 1937 in 

Gst. Nr. 1937/1NEU (4.510 m2) und Gst. Nr. 1937/2NEU (196 m2) 

 
Über Beamer gezeigt wird die Vermessungsurkunde der Vermessung AVT-ZT-GmbH vom 
14.05.2025, GZ. 125868-002.  
 
Die Vermessungsurkunde wird durch den Bürgermeister erläutert. Konkret soll im Bereich der 
Jezz-Alm das Grundstück Nr. 1937 (Öffentliches Gut) in das Gst. Nr. 1937/1NEU und das Gst. 
Nr. 1937/2NEU geteilt werden.  
 
Der Bürgermeister erklärt, dass es sich bei dieser Maßnahme um eine Vorbereitungshandlung 
handelt. Auf dem neuen Gst. Nr. 1937/2 soll zu einem späteren Zeitpunkt in einem weiteren 
Schritt ein Baurecht einverleibt werden, welches für die Erweiterungspläne der Jezz-Alm be-
nötigt wird.  
 
Fragen bestehen nicht und wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt über Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) der Teilung des Gst. Nr. 1937 in das Gst. Nr. 
1937/1NEU und Gst. Nr. 1937/2NEU gemäß der Vermessungsurkunde der Vermessung 
AVT-ZT-GmbH vom 14.05.2025, GZ. 125868-002, zu.  
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ad 7.) Haushaltsüberwachung (Information über die bis zum 30.10.2025 angefalle-
nen Ausgabenüberschreitungen) 

 
Über Beamer wird die Liste mit den bis zum 30.10.2025 angefallenen Ausgabenüberschrei-
tungen gezeigt.  
 
Der Bürgermeister verweist darauf, dass diese Liste zusammen mit der Einladung zu dieser 
Gemeinderatssitzung an alle Gemeinderäte ausgeschickt wurde.  
 
Gerhard Pohl erkundigt sich nach einer Überschreitung beim Kindergarten, bei der eine höhere 
Überschreitung ausgewiesen ist, als dass Buchungen erfolgt wären. 
Der Bürgermeister kann dazu vorerst keine Antwort geben und will dies mit der Buchhaltung 
abklären.  
 
Weitere Fragen bestehen nicht.  
 
Die Liste der Ausgabenüberschreitungen wird durch den Gemeinderat zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
ad 8.) Erlassung einer Verordnung zur Einführung von Kurzparkzonen im Bereich 

des Ortszentrums 

 
Über Beamer wird eingangs nachstehender Übersichtslageplan gezeigt. Die Bereiche, welche 
als Kurzparkzonen verordnen werden sollen, sind mit roter Farbe umrahmt und sind mit den 
fortlaufenden Nummern 1 bis 9 bezeichnet:  
 



39. GR-Sitzung vom 06.11.2025 Seite 8 

 

 
 
Der Bürgermeister übergibt sodann das Wort an den Verkehrsreferenten Gerhard Schermer.  
 
Gerhard Schermer führt aus, dass an diesem Kurzparkzonenkonzept in den letzten Monaten 
intensiv gearbeitet wurde. Dabei verweist er insbesondere auf die umfassende Präsentation 
dieses Konzeptes vorab in der letzten Sitzung des Ausschusses „Verkehr“ vom 15.09.2025. 
In dieser Ausschusssitzung wurde die Beschlussempfehlung für den Gemeinderat ausgespro-
chen, dass der Gemeinderat dieses Konzept nun verordnen möge. 
 
Gerhard Schermer verweist darauf, dass betreffend die angedachte Kurzparkzone im Bereich 
des neuen Friedhofes (Nr. 6 laut Übersichtslageplan) hier noch mit zwei betroffenen Grundei-
gentümern neue Vereinbarungen in Ausarbeitung stehen und bis zum Abschluss der Verträge 
in diesem Bereich die Gebührenpflicht vorerst ausgesetzt bleibt – was allerdings erst im nächs-
ten Tagesordnungspunkt zur Beschlussfassung kommt – wobei die formale Verordnung der 
Kurzparkzone in diesem Tagesordnungspunkt nun schon erfolgen könne, wenngleich mit der 
Aufstellung der entsprechenden Verkehrstafeln gleichermaßen noch bis dahin zugewartet 
wird.  
 
Weiters stellt Gerhard Schermer zur Diskussion, ob der Parkplatz „Mitte“ (Nr. 9 laut Übersichts-
lageplan) bis auf Weiteres von der Kurzparkzonenregelung ausgenommen werden soll.  
 
Gerhard Pohl erkundigt sich nach dem Bereich beim Sport Fuchs (Nr. 8 laut Übersichtslage-
plan) und ob hier bereits geklärt worden wäre, ob die Gemeinde über den Grundstreifen ver-
fügungsberechtigt ist.  
Gerhard Schermer gibt dazu Auskunft, dass das grundsätzlich bereits schon vor längerer Zeit 
abgeklärt worden sei und seines Wissens nach die Berechtigung gegeben wäre, wobei er das 
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noch einmal mit dem Gemeindeamt und allenfalls mit dem Grundeigentümer zur Sicherheit 
abklären will.  
 
Gert Oberhauser zeigt sich mit dem erarbeiteten Konzept unzufrieden. Zum einen wäre klare 
Vorgabe gewesen, dass die Parkplätze „Festplatz“, „Vetterstätt“ und „Austraße“ in ein Park-
raumbewirtschaftungskonzept eingearbeitet sein müssen. Zum anderen fehle es an Lösungen 
für Arbeitnehmer und Einheimische. Von einem reinen Kurzparkzonensystem wäre jedenfalls 
aus seiner Sicht nie die Rede gewesen. 
 
Georg Widschwendter schließt sich der Wortmeldung von Gert Oberhauser an. Einem schlich-
ten Kurzparkzonensystem wolle er nicht zustimmen und er tritt dafür ein, dass für Einheimische 
eine günstigere Lösung ausgearbeitet wird. 
 
Christoph Kröll verweist darauf, dass mit dem angedachten System von gebührenpflichtigen 
Kurzparkzonen das Problem der Dauerparker im Ortszentrum gelöst werden könnte. 
 
Für Guido Bucher ist das Konzept in dieser Form nicht beschließbar. Außerdem hinterfragt 
auch er, wo nun alle Arbeitnehmer parken sollen.  
 
Für Wolfgang Niedermühlbichler ist das Konzept zu schwammig und er findet es schade, dass 
frequentierte Bereich wie der „Bergdoktorparkplatz“ vorerst ungelöst bleiben. 
 
Gerhard Schermer verweist auf die Sitzung des Ausschusses „Verkehr“ vom 15.09.2025 und 
dass in diesem Gremium alle Gemeinderatsparteien vertreten sind bzw. die Möglichkeit gehabt 
hätten an der Sitzung mit einem Vertreter teilzunehmen. In der Sitzung wurden die Hinter-
gründe für die Wahl dieses Konzeptes umfassend auch durch Vertreter des Amtes und des 
Bauhofes dargetan. Dieses Konzept wurde nicht zuletzt auch deshalb in der Form ausgear-
beitet, weil es am Einfachsten für die Verwaltung zu handhaben ist, ohne dass der Personal-
apparat aufgestockt werden müsste. Die Idee sei außerdem, dass das Zentrum autofrei wird 
und außerhalb des Zentrums blieben die großen Parkplätze als „Auffangparkplätze“ vorerst 
gebührenfrei.  
 
Zum Parkplatz entlang der Austraße klärt Gerhard Schermer auf, dass dieser Parkplatz der 
Gemeinde nicht gehört und mit dem Grundeigentümer bislang noch keine weitergehenden 
Gespräche über eine Vermietung an die Gemeinde geführt wurden. Dies auch deshalb noch 
nicht, da bestehende Verträge mit der Bergbahn und dem TVB gegeben wären.  
 
MMag. Herbert Schachner hat an der Ausschusssitzung vom 15.09.2025 teilgenommen und 
teilt mit, dass die Gründe für die Wahl dieses Systems durch die Verwaltung plausibel darge-
stellt wurden.  
 
Hinterfragt wird, ob eine Überwachung der Gebührenpflicht erfolgen wird.  
Gerhard Schermer teilt dazu mit, dass selbstverständlich Kontrollen unumgänglich sein wer-
den. Dazu hätte der Bauhofleiter bereits in Aussicht gestellt, dass Mitarbeiter des Bauhofes 
bereit wären die entsprechenden Schulungen zu absolvieren und sich als Überwachungsor-
gan bestellen zu lassen – dies als Teil ihres gewöhnlichen Dienstes.  
 
Gerhard Pohl, der ebenfalls an der Ausschusssitzung teilnahm, informiert, dass im Zuge dieser 
Sitzung durchaus auch über den Missbrauch der öffentlichen Flächen durch Appartementver-
mieter diskutiert wurde. Und auch über die Nutzung der Flächen durch Arbeitnehmer. Wobei 
eben festgestellt wurde, dass es nicht Aufgabe der Gemeinde sein könne für Dritte Parkflächen 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.  
 
Gert Oberhauser ist es jedenfalls ein Anliegen als Obmann des Ausschusses „Wirtschaft, Tou-
rismus und Kaiserbad“ die heimischen Unternehmer zu unterstützen. Derzeit würde es Gott 
sei Dank in Ellmau noch keine leerstehenden Geschäftsflächen geben, wobei er davor warnt, 
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dass durch ein derartiges Kurzparkzonensystem die Situation für Unternehmer verschlechtert 
werde. Außerdem erachtet er die Einführung von gebührenpflichtigen Kurzparkzonen so kurz 
vor Weihnachten für einen ungünstigen Starttermin.  
 
Guido Bucher spricht sich dafür aus, dass vorerst der Parkplatz „Mitte“ (Nr. 9 laut Übersichts-
lageplan) vom Kurzparkzonensystem ausgenommen werden soll und vorerst auch gebühren-
frei bleibt. Es brauche für diesen Standort eine andere Lösung. Die übrigen Großparkplätze 
würde er langfristig schon bepreisen wollen.  
 
Reinhard Ritter spricht sich dafür aus, dass spätestens im Laufe des Jahres 2026 für die ver-
bleibenden Parkflächen Lösungen für eine Bewirtschaftung erarbeitet werden. 
 
Es folgt sodann eine eingehendere Beratung darüber, ob vorerst der Parkplatz „Mitte“ weiter-
hin gebührenfrei bleiben soll, was allgemeinen Anklang findet.  
 
Der Bürgermeister setzt den Gemeinderat abschließend noch davon in Kenntnis, dass im Zuge 
des im Vorfeld durchgeführten Ermittlungsverfahrens für diese Verordnungserlassung zwei 
Stellungnahmen von gesetzlichen Interessensvertretungen, nämlich von der Tiroler Wirt-
schaftskammer und der Tiroler Ärztekammer, bei der Gemeinde eingebracht wurden. Diese 
Stellungnahmen werden durch den Bürgermeister zusammengefasst vorgetragen.  
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, stellt der Bürgermeister sodann nachste-
henden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge gemäß des § 43 Abs. 1 lit. b Z 1 iVm. § 94d 
und § 25 Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. I Nr. 159/1960, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 52/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Kurzparkzonen 

Das Parken wird in den nachstehenden Gebieten, die in den Verordnungsplänen der ei-
nen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildenden Verkehrstechnischen Beurteilung 
der Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo vom 19. August 2025 (Anlage) darge-
stellt und jeweils mit der Kurzbezeichnung „KPZ“ in Verbindung mit einer beigestellten fortlau-
fenden Nummer betitelt sind, zeitlich beschränkt: 

1. „Kurzparkzone Mehrzweckzentrum“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 02-
MA, „KPZ 1“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag bis 
Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr bis 
12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

2. „Kurzparkzone nördlich des Feuerwehrgebäudes“ laut Verordnungsplan, Plannr. 
25-105-01 - 02-MA, „KPZ 2“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig 
von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag 
von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

3. „Kurzparkzone Kirchplatz“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 03-MA, „KPZ 
3“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag bis Freitag in 
der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, 
ausgenommen Feiertage; 

4. „Kurzparkzone Dorf – Ortskern“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 03-MA, 
„KPZ 4“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag bis Frei-
tag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 
Uhr, ausgenommen Feiertage; 

5. „Kurzparkzone gegenüber Friedhof“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 04-
MA, „KPZ 5“: Maximale Parkdauer 30 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag bis 
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Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr bis 
12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

6. „Kurzparkzone Volksschule bis neuer Friedhof“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-
105-01 - 04-MA, „KPZ 6“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von 
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 
8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

7. „Kurzparkzone südlich der Volksschule“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 
- 04-MA, „KPZ 7“: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag 
bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr 
bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

8. „Kurzparkzone Alte Straße“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 05-MA, 
„KPZ 8“: Maximale Parkdauer 180 Minuten. Gebührenpflichtig von Montag bis 
Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 8:00 Uhr bis 
12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

 

§ 2 

Kundmachung 

Die Kundmachung der Verordnung erfolgt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 durch Anbrin-
gung der Vorschriftszeichen KURZPARKZONE gemäß § 52 lit. a Z 13d StVO 1960 mit den 
Zusatztafeln gemäß § 54 StVO 1960 und durch Anbringung der Vorschriftszeichen ENDE DER 
KURZPARKZONE gemäß § 52 lit. a Z 13e StVO 1960 an den sich aus nachstehenden Ver-
ordnungsplänen ergebenden Standorten, nämlich für die 

1. „Kurzparkzone Mehrzweckzentrum“ an den Standorten laut Verordnungsplan, 
Plannr. 25-105-01 - 02-MA, „KPZ 1“; 

2. „Kurzparkzone nördlich des Feuerwehrgebäudes“ an den Standorten laut Verord-
nungsplan, Plannr. 25-105-01 - 02-MA, „KPZ 2“; 

3. „Kurzparkzone Kirchplatz“ an den Standorten laut Verordnungsplan, Plannr. 25-
105-01 - 03-MA, „KPZ 3“; 

4. „Kurzparkzone Dorf – Ortskern“ an den Standorten laut Verordnungsplan, Plannr. 
25-105-01 - 03-MA, „KPZ 4“; 

5. „Kurzparkzone gegenüber Friedhof“ an den Standorten laut Verordnungsplan, 
Plannr. 25-105-01 - 04-MA, „KPZ 5“; 

6. „Kurzparkzone Volksschule bis neuer Friedhof“ an den Standorten laut Verord-
nungsplan, Plannr. 25-105-01 - 04-MA, „KPZ 6“; 

7. „Kurzparkzone südlich der Volksschule“ an den Standorten laut Verordnungsplan, 
Plannr. 25-105-01 - 04-MA, „KPZ 7“; 

8. „Kurzparkzone Alte Straße“ an den Standorten laut Verordnungsplan, Plannr. 25-
105-01 - 05-MA, „KPZ 8“;  

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 mit der Anbringung der Verkehrs-
zeichen in Kraft.“ 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 13:2 Stimmen (13 Ja, 2 Nein) zu.  
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ad 9.) Erlassung einer Verordnung über die Erhebung einer Parkabgabe in den 
Kurzparkzonen 

 
Der Bürgermeister verweist auf die zuvor im Tagesordnungspunkt 8. verordneten Kurzparkzo-
nen und erklärt, dass diese Kurzparkzonen in Zukunft gebührenpflichtig werden sollen. Es 
wäre vorgesehen, dass die Parkabgabe dafür EUR 0,50 je angefangene halbe Stunde betra-
gen soll. 
 
Der Bürgermeister stellt sodann nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 5 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 Abs. 2 des Tiroler Parkabgabegesetzes 2006, LGBI. Nr. 
9/2006, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2020, verordnen: 

 

§ 1 

Abgabengegenstand 

Die Gemeinde Ellmau erhebt für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in den 
nachstehend angeführten Kurzparkzonen, die in den Verordnungsplänen der Verkehrspla-
nung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo vom 20. August 2025 (Anlage) dargestellt und jeweils 
mit der Kurzbezeichnung „KPZ“ in Verbindung mit einer beigestellten fortlaufenden Nummer 
betitelt sind, eine Parkabgabe: 

9. „Kurzparkzone Mehrzweckzentrum“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 02-
MA, „KPZ 1“; 

10. „Kurzparkzone nördlich des Feuerwehrgebäudes“ laut Verordnungsplan, Plannr. 
25-105-01 - 02-MA, „KPZ 2“; 

11. „Kurzparkzone Kirchplatz“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 09-MA, „KPZ 
3“; 

12. „Kurzparkzone Dorf – Ortskern“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 09-MA, 
„KPZ 4“; 

13. „Kurzparkzone gegenüber Friedhof“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 04-
MA, „KPZ 5“; 

14. „Kurzparkzone Volksschule bis neuer Friedhof“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-
105-01 - 04-MA, „KPZ 6“; 

15. „Kurzparkzone südlich der Volksschule“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 
- 04-MA, „KPZ 7“; 

16. „Kurzparkzone Alte Straße“ laut Verordnungsplan, Plannr. 25-105-01 - 05-MA, 
„KPZ 8“; 

 

§ 2 

Abgabenschuldner 

Zur Entrichtung der Abgabe nach § 3 dieser Verordnung ist der Lenker des Fahrzeuges 
verpflichtet, der das Fahrzeug in einer der in § 1 dieser Verordnung angeführten Kurzparkzo-
nen abstellt. 
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§ 3 

Höhe der Abgabe 

(1) Die Abgabepflicht entsteht für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in den 
nach § 1 lit. a bis h dieser Verordnung angeführten Kurzparkzonen, wobei die Zeiträume der 
Gebührenpflicht für die jeweilige Kurzparkzone wie folgt festgelegt werden: 

a) Kurzparkzone Mehrzweckzentrum: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebühren-
pflichtig von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am 
Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

b) Kurzparkzone nördlich des Feuerwehrgebäudes: Maximale Parkdauer 90 Minuten. 
Gebührenpflichtig von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
und am Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

c) Kurzparkzone Kirchplatz: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig von 
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag von 
8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

d) Kurzparkzone Dorf – Ortskern: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebührenpflichtig 
von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag 
von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage sowie 3 PKW-Stellplätze für 
Besucher des Gemeindeamtes für maximal 30 Minuten unter Verwendung einer 
Parkscheibe; 

e) Kurzparkzone gegenüber Friedhof: Maximale Parkdauer 30 Minuten. Gebühren-
pflichtig von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am 
Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

f) Kurzparkzone Volksschule bis neuer Friedhof: Maximale Parkdauer 90 Minuten. 
Gebührenpflichtig von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
und am Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

g) Kurzparkzone südlich der Volksschule: Maximale Parkdauer 90 Minuten. Gebüh-
renpflichtig von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am 
Samstag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

h) Kurzparkzone Alte Straße: Maximale Parkdauer 180 Minuten. Gebührenpflichtig 
von Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Samstag 
von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, ausgenommen Feiertage; 

(2) Die Höhe der Abgabe beträgt 0,50 Euro je angefangene halbe Stunde. 

 

§ 4 

Abgabenanspruch, Fälligkeit und Art der Abgabenentrichtung 

(1) Die Parkabgabe nach § 3 dieser Verordnung wird mit Beginn des Abstellens fällig und 
ist durch Einwurf eines der beabsichtigten Parkdauer entsprechenden Geldbetrages in den 
Parkscheinautomaten zu entrichten. 

(2) Die Parkscheine sind bei den Parkscheinautomaten zu lösen, welche die Gemeinde 
Ellmau im Bereich der unter § 1 dieser Verordnung angeführten Kurzparkzonen aufgestellt hat. 

(3) Der bei der Abgabenentrichtung ausgedruckte Parkschein enthält das Kalenderdatum 
(Jahr, Monat, Tag) der Abgabenentrichtung und den entrichteten Abgabebetrag sowie das 
Ende der Parkzeit. 

(4) Der Parkschein ist an der Windschutzscheibe oder sonst an geeigneter Stelle gut wahr-
nehmbar anzubringen. Es dürfen an den genannten Stellen nur jene Parkscheine sichtbar 
sein, die sich auf den jeweiligen Parkvorgang beziehen. 
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§ 5 

Pflichten des Lenkers 

Wird ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in den in § 1 dieser Verordnung beschriebenen Kurz-
parkzonen abgestellt, so hat der Lenker 

a) das Fahrzeug für die Dauer des Abstellens mit dem für die Parkfläche entspre-
chenden Parknachweis zu kennzeichnen, 

b) den Anordnungen der Aufsichtsorgane Folge zu leisten sowie 

c) sein Fahrzeug so abzustellen, dass dadurch die Benützung der anderen Parkflä-
chen, insbesondere das Ein- und Ausparken anderer Kraftfahrzeuge, weder be-
hindert noch erschwert werden. 

 

§ 6 

Ausnahmen von der Abgabepflicht 

Ausgenommen von der Pflicht, eine Parkabgabe zu entrichten, sind gemäß des § 17 Abs. 
3 Z 5 FAG 2024: 

a) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen Dienst gemäß §§ 26 und 26a 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, zuletzt geändert 
durch BGBl. I Nr. 52/2024; 

b) Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr gemäß § 27 StVO 1960; 

c) Fahrzeuge, die von Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt wer-
den, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5 StVO 1960 ge-
kennzeichnet sind; 

d) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer 
Fahrt zur Durchführung solcher Pflege gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen 
mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5a StVO 1960 gekennzeichnet sind; 

e) Fahrzeuge, die von Inhabern eines Parkausweises für Menschen mit Behinderun-
gen gemäß § 29b StVO 1960 abgestellt oder in denen solche Personen befördert 
werden, sofern die Fahrzeuge beim Abstellen mit diesem Ausweis gekennzeichnet 
sind; 

f) Fahrzeuge, die für den Bund, eine andere Gebietskörperschaft oder einen Ge-
meindeverband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen; 

g) Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder 
für die Dauer der Durchführung einer Ladetätigkeit halten; 

 

§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.“ 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 15:0 Stimmen (14 Ja, 1 Nein) zu. 
 
 
ad 10.) Erlassung einer Verordnung für ein Halte- und Parkverbot im Bereich des 

Gemeindeamtes, der Volksschule, des Hubenhofes und des Kirchplatzes 

 
Über Beamer werden die Standorte für das Halte- und Parkverbot gezeigt.  
 
Der Bürgermeister teilt informativ mit, dass im Rahmen des vorab geführten Ermittlungsver-
fahrens für diese Verordnungserlassung keine Stellungnahme einer gesetzlichen Interessens-
vertretung bei der Gemeinde eingebracht wurde.  
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Der Bürgermeister stellt sodann nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge gemäß des § 43 Abs. 1 lit. b Z 1 iVm. § 94d 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. I Nr. 159/1960, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 52/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Standorte 

Das Halten und Parken wird in den nachstehenden Gebieten, die im Verordnungsplan, 
Plannr. 25-105-01 - 07-MA, der einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildenden 
Verkehrstechnischen Beurteilung der Verkehrsplanung Hirschhuber & Einsiedler FlexCo vom 
27. August 2025 (Anlage) dargestellt sind, verboten: 

1. Für einen Parkplatz auf der Südseite des Gemeindeamtes, ausgenommen für Men-
schen mit Behinderungen. 

2. Für die Parkplätze im Bereich des Vorplatzes der Volksschule an Schultagen in der 
Zeit von 8:00 Uhr bis 13:00 Uhr. 

3. Für die Parkplätze im Bereich des Hubenhofes in der Zeit von 22:00 Uhr bis 8:00 Uhr 
im Zeitraum vom 1. November bis einschließlich 30. April. 

4. Für die Parkplätze im Bereich des Kirchplatzes in der Zeit von 22:00 Uhr bis 8:00 Uhr 
im Zeitraum vom 1. November bis einschließlich 30. April. 

 

§ 2 

Kundmachung 

Die Kundmachung der Verordnung erfolgt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 durch Anbrin-
gung der Vorschriftszeichen HALTEN UND PARKEN VERBOTEN gemäß § 52 lit. a Z 13b 
StVO 1960 mit den Zusatztafeln gemäß § 54 StVO 1960 an den sich aus dem Verordnungs-
plan, Plannr. 25-105-01 - 07-MA, ergebenden Standorten. 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 mit der Anbringung der Verkehrs-
zeichen in Kraft.“ 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) zu. 
 
 
ad 11.) Änderung der Flächenwidmung, Gst. Nr. 425/14, von "Wohngebiet" in "Ge-

mischtes Wohngebiet", Eigentümer: Firma Ing. Hans Bodner Baugesell-
schaft m.b.H. & Co KG. (FN 023999v) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung im Ausschuss „Raumordnung“ vom 
19.11.2024 und die positive Beschlussempfehlung.  
 
Die Widmungsunterlagen werden über Beamer gezeigt und durch den Bürgermeister erläu-
tert.  
 
Sodann ergeht der Beschluss: 
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Beschluss 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau mit 
15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Filzer.Freudenschuß ZT OG 
ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Ge-
meinde Ellmau vom 20.01.2025, GZl.: FF004/25, durch vier Wochen hindurch zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau im 
Bereich des Grundstückes Nr. 425/14, KG 83004 Ellmau, wie folgt vor: 
 
„Umwidmung 
 
Grundstück 425/14 KG 83004 Ellmau 
 
rund 998 m² 
von W - Wohngebiet § 38 (1) 
in 
Wg - Gemischtes Wohngebiet § 38 (2)“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau ge-
fasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 12.) Abschluss eines Raumordnungsvertrages betreffend das Gst. Nr. 1/3 mit 

Mag. Walter Bichler 

 
Der Bürgermeister verweist auf den ausgearbeiteten Raumordnungsvertrag, der den Sitzungs-
unterlagen beilag. Zudem verweist der Bürgermeister auf die positive Vorberatung im Aus-
schuss „Raumordnung“ (Sitzung vom 04.04.2024) sowie auf die positive Vorberatung im Ge-
meinderat (Sitzung vom 18.04.2024). 
 
Der Vertrag wird über Beamer gezeigt.  
 
Nachdem keine Fragen bestehen, wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 14:1 Stimmen (14 Ja, 1 Nein) den Abschluss des Raumordnungsver-
trages (Stand 29.10.2025) mit Herrn Mag. Walter Bichler betreffend das Gst. Nr. 1/3.  
 
 
ad 13.) Änderung der Flächenwidmung im Bereich Gst. Nr. 1/3 (Eigentümer: Mag. 

Walter Bichler) von "Sonderfläche Parkplatz" in "Allgemeines Mischgebiet" 
sowie im Bereich Gst. Nr. 1886/7 (Eigentümer: Öffentliches Gut) von "Son-
derfläche Parkplatz" in "Freiland" 

 
Die Widmungsunterlagen werden über Beamer gezeigt und durch den Bürgermeister erläutert.  
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Der Bürgermeister verweist auf den positiven Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 
18.04.2024 und die positive Beschlussempfehlung im Ausschuss „Raumordnung“ vom 
30.01.2025. 
 
Gerhard Pohl äußert sich insofern zu dieser Flächenwidmung, als dass er sich bereits wieder-
holt – auch in den diversen Ausschusssitzungen im Vorfeld – gegen eine Bebauung dieses 
Standortes im Bereich der Ortseinfahrt ausgesprochen hätte. Auch hätte er vergeblich ver-
sucht auf einen Grundtausch mit der Gemeinde hinzuwirken. Er finde es jedenfalls schade, 
dass dieser Bereich nunmehr einer Bebauung zugeführt werden soll. 
 
Sodann ergeht der Beschluss: 
 
Beschluss 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau mit 
14:1 Stimmen (14 Ja, 1 Nein) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Filzer.Freudenschuß ZT OG 
ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Ge-
meinde Ellmau vom 01.07.2025, GZl.: FF063/25, durch vier Wochen hindurch zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau im 
Bereich der Grundstücke Nr. 1/3 und 1886/7, KG 83004 Ellmau, wie folgt vor: 
 
„Umwidmung 
 
Grundstück 1/3 KG 83004 Ellmau 
 
rund 278 m² 
von Freiland § 41 
in 
Allgemeines Mischgebiet § 40 (2) 
 
sowie 
 
rund 621 m² 
von Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SPp: Parkplatz 
in 
Allgemeines Mischgebiet § 40 (2) 
 
weiters Grundstück 1886/7 KG 83004 Ellmau 
 
rund 1 m² 
von Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SPp: Parkplatz 
in 
Freiland § 41“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau ge-
fasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
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ad 14.) Erlassung eines Bebauungsplanes ("DORF WEST 1") für das Gst. Nr. 1/3, 
Eigentümer: Mag. Walter Bichler 

 
Gezeigt wird der Verordnungsplan und die Lage des Grundstückes über Beamer.  
 
Der Bürgermeister verweist auf den positiven Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 
18.04.2024 und die positive Beschlussempfehlung im Ausschuss „Raumordnung“ vom 
30.01.2025. 
 
Fragen bestehen nicht und wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt auf Antrag von Bürgermeister Niko-
laus Manzl mit 14:1 (14 Ja, 1 Nein) Stimmen gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 -TROG 2022, LGBl. Nr. 43, den vom Planer Filzer.Freudenschuß ZT OG aus-
gearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines Bebauungsplanes vom 09.10.2025, GZl.: 
FF063/24, durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig fasst der Gemeinderat gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 den Beschluss über 
die Erlassung des gegenständlichen Bebauungsplanes. 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 15.) Abschluss eines Raumordnungsvertrages betreffend das Gst. Nr. 1119/1 mit 

der Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich Gerhard Pohl für befangen und lässt sich durch 
Thomas Niedermühlbichler vertreten (Anmerkung: Gerhard Pohl verbleibt im Sitzungssaal).  
 
Der Bürgermeister verweist auf die vorliegende Freigabe des Vertrags durch den Rechtsver-
treter der Firma Reiter Bauservice GmbH. 
 
Der Vertrag wird über Beamer gezeigt.  
 
Nachdem keine Fragen bestehen, wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Abschluss des Raumordnungsver-
trages (Stand 28.10.2025) mit der Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) betref-
fend das Gst. Nr. 1119/1.  
 
 
ad 16.) Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes, Gst. Nr. 1119/1, Auswei-

sung eines neuen baulichen Entwicklungsbereiches für Baugewerbe, Büro-
flächen und eine Betriebswohnung, Eigentümer: Gemeinde Ellmau 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich Gerhard Pohl für befangen und lässt sich durch 
Thomas Niedermühlbichler vertreten (Anmerkung: Gerhard Pohl verbleibt im Sitzungssaal).  
 
Sodann wird der Verordnungsplan über Beamer gezeigt. 
 
Es folgt hierauf der Beschluss: 
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Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag des Bürgermeisters mit 
15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) gemäß § 67 Abs. 1 lit. c in Verbindung mit § 63 Abs. 4 des 
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Fil-
zer.Freudenschuß ZT OG ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Ellmau vom 20.10.2025, GZl.: FF090/25, durch 
vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht folgende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes vor: 
 
„Änderung des baulichen Entwicklungsbereiches für eine Sondernutzung Bauservice, 
Büroflächen mit max. 430 m2, eine Betriebswohnung, Raumstempel S 02a, Zeitzone z1 
und Dichtezone D1. Bebauungsplanpflicht B! zur Sicherung der Abstände von der Lan-
desstraße, der Hochdruckleitung der TIGAS und der Ache, sowie zur Steuerung der Ge-
bäudeausmaße und von Baudichten. Flächen für die Schneeablagerung müssen vorge-
sehen werden.“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 67 Abs. 1 lit. c TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes gefasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 17.) Änderung der Flächenwidmung, Gst. Nr. 1119/1, von "Freiland" in "Sonder-

fläche für Baugewerbe, Büroflächen und eine Betriebswohnung", Eigentü-
mer: Gemeinde Ellmau 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich Gerhard Pohl für befangen und lässt sich durch 
Thomas Niedermühlbichler vertreten (Anmerkung: Gerhard Pohl verbleibt im Sitzungssaal).  
 
Die Widmungsunterlagen werden über Beamer gezeigt und durch den Bürgermeister erläu-
tert.  
 
Sodann ergeht der Beschluss: 
 
Beschluss 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau mit 
15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Filzer.Freudenschuß ZT OG 
ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Ge-
meinde Ellmau vom 20.10.2025, GZl.: FF081/25, durch vier Wochen hindurch zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau im 
Bereich des Grundstückes Nr. 1119/1, KG 83004 Ellmau, wie folgt vor: 
 
„Umwidmung 
 
Grundstück 1119/11 KG 83004 Ellmau 
 
rund 1835 m² 
von Freiland § 41 
in 
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Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SBau-1: Bauservice, Büroflächen mit max. 
430 m2, 1 Betriebswohnung“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau ge-
fasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 18.) Erlassung eines Bebauungsplanes ("OBERACHEN 1") für das Gst. Nr. 

1119/1 (Eigentümer: Gemeinde Ellmau) und das Gst. Nr. 1119/3 (Eigentümer: 
Österreichisches Rotes Kreuz) 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich Gerhard Pohl für befangen und lässt sich durch 
Thomas Niedermühlbichler vertreten (Anmerkung: Gerhard Pohl verbleibt im Sitzungssaal).  
 
Gezeigt wird der Verordnungsplan und die Lage der Grundstücke über Beamer.  
 
Fragen bestehen nicht und wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt auf Antrag von Bürgermeister Niko-
laus Manzl mit 15:0 (15 Ja, 0 Nein) Stimmen gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 -TROG 2022, LGBl. Nr. 43, den vom Planer Filzer.Freudenschuß ZT OG aus-
gearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines Bebauungsplanes vom 21.10.2025, GZl.: 
FF091/25, durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Gleichzeitig fasst der Gemeinderat gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 den Beschluss über 
die Erlassung des gegenständlichen Bebauungsplanes. 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 19.) Abschluss eines Kaufvertrages zur Veräußerung des Gst. Nr. 1119/1 an die 

Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich Gerhard Pohl für befangen und lässt sich durch 
Thomas Niedermühlbichler vertreten (Anmerkung: Gerhard Pohl verbleibt im Sitzungssaal).  
 
Der Bürgermeister führt aus, dass der Verkauf des Grundstückes Nr. 1119/1 an die Firma 
Reiter Bauservice GmbH vorgesehen ist.  
 
Gezeigt wird sodann die Lage des Grundstückes über Beamer.  
 
Der Bürgermeister verweist auf den Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag, der den Sitzungsunter-
lagen einlag. 
 
Sodann wird der wesentliche Vertragsinhalt durch den Amtsleiter zusammengefasst dargetan. 
Insbesondere wird auf die Dienstbarkeiten hingewiesen, die sich die Gemeinde sichert. Wei-
ters wird auf den Kaufpreis von EUR 180.000,00 hingewiesen und auf die Höhe der Immobili-
enertragsteuer, welche sich laut Berechnung des Steuerberaters auf EUR 24.840,00 beläuft.  
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Nach kurzer Beratung wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Verkauf des Grundstückes Nr. 1119/1 
an die Firma Reiter Bauservice GmbH (FN 469659a) und damit einhergehend den Ab-
schluss des Kauf- und Dienstbarkeitsvertrages.  
 
 
ad 20.) Abschluss eines Kaufvertrages zum Erwerb des Gst. Nr. 1789 von Josef 

Leitner 

 
Eingangs wird über Beamer das Grundstück gezeigt, welches durch die Gemeinde angekauft 
werden soll. Der Bürgermeister verweist darauf, dass sich sowohl der Gemeindevorstand als 
auch die Budgetgruppe für den Ankauf ausgesprochen hätten. 
 
Der Bürgermeister verweist auf den Entwurf des Kaufvertrages, der den Sitzungsunterlagen 
einlag. Der Bürgermeister fasst die wesentlichen Vertragsinhalte zusammen, insbesondere 
wird auf den Kaufpreis in Höhe von EUR 1.400.000,00 verwiesen.  
 
Gert Oberhauser erkundigt sich danach, mit wie viel Nebengebühren zu rechnen sein wird. 
Der Bürgermeister meint dazu, dass das rund 5% sein werden.  
 
Nach kurzer Beratung wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Ankauf des Grundstückes Nr. 1789, 
KG 83004 Ellmau, und damit einhergehend den Abschluss des Kaufvertrages mit Herrn 
Josef Leitner.  
 
 
ad 21.) Darlehensaufnahme zur Teilfinanzierung des Kaufes der Liegenschaft Gst. 

Nr. 1789 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat zur Kenntnis, dass nachstehende Banken zur An-
gebotslegung eingeladen wurden: 

1. Raiffeisenbank Kufstein; 
2. UniCredit Bank Austria; 
3. Sparkasse Kufstein; 
4. Hypo Tirol; 
5. Volksbank Tirol; 

 
Der Bürgermeister informiert, dass die Finanzierungsausschreibung – wie dies in der Budget-
gruppe vorberaten wurde – für die Aufnahme eines Darlehens in Höhe von 1 Million Euro 
vorgenommen wurde. 
 
Sodann wird über Beamer die Auswertung der eingelangten Finanzierungsangebote gezeigt: 
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Gerhard Pohl glaubt, dass eine Darlehenslaufzeit von 25 Jahren durchaus Sinn mache. Zur 
Frage, ob ein variabler oder ein fixer Zinssatz genommen wird, wäre es von Nöten zu wissen, 
was mit dem Grundstück geschehen soll. Aus einem Fixzins würde ein vorzeitiger Ausstieg 
nur mit Pönale möglich sein. Er spricht die Empfehlung aus, dass das Darlehen zu 75% mit 
einem Fixzins und zu 25% mit einem variablen Zins aufgenommen werden sollte.  
 
Es folgt sodann eine Beratung und Diskussion.  
 
Gerhard Pohl weist informativ noch darauf hin, dass die Darlehensaufnahme von 1 Million 
Euro eine jährliche Rückzahlung von rund EUR 82.000,00 für die Gemeinde bedeute.  
 
Der Ankauf des Grundstückes Nr. 1789 wird im Gemeinderat als Investition und Wertanlage 
gesehen. Der Ankauf soll nur zu einem Teil fremdfinanziert werden. Der übrige Teil soll aus 
den Kaufpreiseinnahmen, die die Gemeinde durch die Veräußerung zweier Liegenschaften 
demnächst lukriert, zweckgebunden aufgebracht werden.  
 
Durch den Bürgermeister wird abschließend kurz auf das Gesetz über die risikoaverse Finanz-
gebarung des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sonstiger öffentlicher 
Rechtsträger in Tirol hingewiesen. Gemäß dem § 9 dieses Gesetzes ist bei Darlehensaufnah-
men verpflichtend eine Empfehlung durch zwei qualifizierte Mitarbeiter der Gemeinde gegen-
über dem Gemeinderat abzugeben. Diesbezüglich wird auf die Empfehlung des 
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Finanzverwalters und des Amtsleiters, die den Sitzungsunterlagen einlag, verwiesen. Der Bür-
germeister betont, dass der Gemeinderat an diese Empfehlung nicht gebunden ist.  
Der Gemeinderat nimmt die Empfehlung zur Kenntnis. 
 
Sodann wird nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister 
Nikolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) zur Teilfinanzierung des Ankaufs des 
Grundstückes Nr. 1789 die Aufnahme eines Darlehens in der Höhe von EUR 
1.000.000,00 auf eine Laufzeit von 25 Jahren gemäß dem Angebot der Sparkasse 
Kufstein vom 15.10.2025, wobei die Darlehensaufnahme zu 75% zu einem Fixzinssatz 
(0,300% Aufschlag auf den ICE SWAP) und zu 25% mit einem variablen Zinssatz (0,300% 
Aufschlag auf den 6-Monats-Euribor) zu erfolgen hat.  
 
 
ad 22.) Erlassung einer Abfallgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. Jänner 2026) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung der Gebührenanpassung durch den Überprü-
fungsausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 und übergibt dazu das Wort an den Aus-
schussobmann Manfred Döttlinger.   
 
Manfred Döttlinger erklärt, dass die jährliche Gebührenanpassung in Anlehnung an die Infla-
tion zu einem 12-monatigen Vergleichszeitraum mit dem Vorjahr vorgenommen wird und für 
das Jahr 2026 nunmehr eine Anhebung um 3% vorgesehen wäre.  
 
Über Beamer gezeigt wird die Gebührenverordnung.  
 
Fragen bestehen nicht.  
 
Sodann stellt der Bürgermeister nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 des Tiroler Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991, zu-
letzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Abfallgebühren 

Die Gemeinde Ellmau erhebt von den Eigentümern der im Abfuhrbereich gemäß § 3 der 
Müllabfuhrordnung der Gemeinde Ellmau liegenden Grundstücke Abfallgebühren. 

 

§ 2 

Arten der Gebühren 

Die Gemeinde Ellmau erhebt Abfallgebühren als Grundgebühr und als weitere Gebühr. 

 

§ 3 

Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr gemäß Abs. 2 bemisst sich für sich allein oder in Kombination aus 
Faktoren wie dem baulichen Verwendungszweck eines auf einem Grundstück befindlichen 
Gebäudes oder Gebäudeteils, der Anzahl der Einheiten, der Anzahl der Bewohner, der Anzahl 
der Fremdenbetten, der Anzahl der Sitzplätze, der Anzahl der Betriebe und der (tatsächlichen) 
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Verwendung. Die Anzahl der Betriebe errechnet sich nicht zwingend nach der Anzahl ausge-
übter Gewerbe, sondern danach, ob mehrere Gewerbe zusammen auf ein gemeinsames Ge-
schäftsfeld ausgelegt bzw. gerichtet sind (Betriebseinheit) oder ob es sich um differierende 
Gewerbe handelt, die auf unterschiedliche Geschäftsfelder ausgelegt bzw. gerichtet sind. Die 
Beurteilung der Anzahl der Betriebe liegt im Zweifelsfall im Ermessen der Behörde. 

(2) Die Grundgebühr beträgt: 

 a) je Wohneinheit 22,48 Euro pro Jahr (dieser Betrag beinhaltet einen Bewohner). Zusätz-
lich für jeden weiteren Bewohner 22,48 Euro pro Jahr. Dieser Betrag gelangt auch dann 
zur Vorschreibung, wenn eine andere als eine Wohneinheit von Bewohnern zu Wohn-
zwecken verwendet wird. 

 b) bei Verwendung einer Einheit zur Vermietung an Gäste im Sinne des Tiroler Privatzim-
mervermietungsgesetzes die Grundgebühr nach lit. a) und zusätzlich für jedes Frem-
denbett 10,60 Euro pro Jahr. 

 c) je Geschäftseinheit für Gast- und/oder Beherbergungsbetriebe 84,44 Euro pro Jahr und 
zusätzlich 

  1. für jedes Fremdenbett 10,60 Euro pro Jahr 

  und 

  2. für jeden Sitzplatz im Gastronomiebereich 2,64 Euro pro Jahr. Bei auf eine Saison 
beschränkten Betrieben wird die Anzahl der Sitzplätze halbiert. 

  Dieser Betrag gelangt auch dann zur Vorschreibung, wenn eine nicht für den Verwen-
dungszweck eines Gast- und/oder Beherbergungsbetriebes bewilligte Einheit zu die-
sem Zweck verwendet wird. 

 d) je Geschäftseinheit für andere als Gast- und/oder Beherbergungsbetriebe 84,44 Euro 
pro Jahr. Dieser Betrag gelangt auch dann zur Vorschreibung, wenn sich ein Betrieb in 
einer anderen als einer Geschäftseinheit niedergelassen (Firmensitz) hat bzw. wenn 
eine andere als eine Geschäftseinheit von einem Betrieb zur Gewerbeausübung ver-
wendet wird.  

(3) Die gleichzeitige Verrechnung mehrerer Litera des Abs. 2 kann im Einzelfall geboten 
sein und ist  

zulässig.  

(4) Liegt eine Verwendung einer Einheit gemäß Abs. 2 lit. a), c) und d) zu einem Stichtag 
gemäß Abs. 5 nicht vor (Leerstand), entfällt der Gebührenanspruch gemäß Abs. 2 in der da-
rauffolgenden Vorschreibung gemäß § 5. Dasselbe gilt für den Fall, dass eine Verwendung 
zur Vermietung an Gäste im Sinne des Tiroler Privatzimmervermietungsgesetzes gemäß Abs. 
2 lit. b) tatsächlich nicht erfolgt. 

(5) Die Erhebung der Bemessungsgrundlage geschieht vier Mal jährlich mit Stichtag 31. 
Dezember, 31. März, 30. Juni und 30. September. 

 

§ 4 

Weitere Gebühr 

(1) Die weitere Gebühr beträgt: 

 a) Restmülltonne: entleerte Menge in Kilogramm mal 0,57 Euro 

 b) Restmüllsäcke mit 60 l Fassungsvermögen je Sack 6,40 Euro 

 c) Biomüllsäcke (26 Stück) mit je 10 l Fassungsvermögen 16,50 Euro 

 d) Biomülltonne 120 l Fassungsvermögen je Entleerung 16,50 Euro 

 e) Biomülltonne 240 l Fassungsvermögen je Entleerung 33,- Euro 

 

(2) Das Mindestmüllgewicht beträgt: 

 a) je Bewohner 25,6 kg Entleerung pro Jahr 

 b) je Fremdenbett 9,6 kg Entleerung pro Jahr 

 c) je Sitzplatz 3,2 kg Entleerung pro Jahr 
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 d) je Betrieb (auch Gast- und/oder Beherbergungsbetrieb) 102,4 kg Entleerung pro Jahr 

Das Müllgewicht wird mittels einer am Müllfahrzeug angebrachten Messvorrichtung ermittelt 
und anhand dieser Erfassung den Eigentümern der im Gemeindegebiet liegenden Grundstü-
cke berechnet. Sollte das Mindestmüllgewicht nicht erreicht werden, so ist dieses jedenfalls 
als Bemessungsgrundlage zu Grunde zu legen und mit der Vorschreibung zum 15. Februar 
des Folgejahres gemäß § 5 zu verrechnen.  

  

§ 5 

Vorschreibung 

Die Abfallgebühren gelangen wie folgt zur Vorschreibung: 

(1) Die Grundgebühr wird jeweils mit einem Viertel der errechneten Gebühr zum 15. Feb-
ruar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres vorgeschrieben. 

(2) Die weitere Gebühr wird für das erste Halbjahr auf Grundlage des tatsächlich abgegol-
tenen Müllgewichts zum 15. August eines jeden Jahres vorgeschrieben und für das zweite 
Halbjahr auf Grundlage des tatsächlich abgegoltenen Müllgewichts, mindestens jedoch mit 
dem Mindestentleerungsgewicht (Mindestmüllgewicht) zum 15. Februar eines jeden Jahres.  

 

§ 6 

Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht 

(1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrich-
tungen und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden. 

(2) Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwer-
kes, im Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren. 

(3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, 
Baurecht) ein gesetzliches Pfandrecht. 

(4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten Einrich-
tungen bzw. Anlagen abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, soweit dieser Ge-
meindebewohner einer Gemeinde ist, die zum Einzugsgebiet der jeweiligen Einrichtung bzw. 
Anlage gehört. 

 

§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Ellmau vom 12. Dezember 2013, zuletzt geändert am 17. Ok-
tober 2024, kundgemacht vom 21. Oktober 2024 bis 5. November 2024, außer Kraft.“ 
 

Beschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 
Nein) zu. 
 
 
ad 23.) Erlassung einer Wasserbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. 

Jänner 2026) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung der Gebührenanpassung durch den Überprü-
fungsausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 und übergibt dazu das Wort an den Aus-
schussobmann Manfred Döttlinger.   
 
Manfred Döttlinger erklärt, dass die jährliche Gebührenanpassung in Anlehnung an die Infla-
tion zu einem 12-monatigen Vergleichszeitraum mit dem Vorjahr vorgenommen wird und für 
das Jahr 2026 nunmehr eine Anhebung um 3% vorgesehen wäre.  
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Über Beamer gezeigt wird die Gebührenverordnung.  
 
Fragen bestehen nicht.  
 
Sodann stellt der Bürgermeister nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Wasserbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ellmau erhebt Wasserbenützungsgebühren als Anschlussgebühr, als 
laufende Benützungsgebühr und als Zählergebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungs-
anlage des gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von Hochbehäl-
tern, neuen Quellfassungen, Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Ent-
härtungsanlage und dergleichen, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr setzt sich aus einem Grundbetrag und einem Zuschlagsbetrag 
zusammen.  

(2) Der Grundbetrag beträgt einmalig 657,36 Euro. 

(3) Der Zuschlagsbetrag bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf 
dem Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, 
durch die dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; 
die Baumasse ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichs-
abgabengesetzes, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, zu 
ermitteln. War die Baumasse eines abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits Grund-
lage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(4) Bei den nachstehenden baulichen Anlagen ist bei der Bemessung des Zuschlagsbe-
trages nicht heranzuziehen: 

a) die Baumasse für elektronische Betriebsräume, wie z.B. Umspannstationen oder 
Schalträume oder Schaltzellen öffentlicher Versorgungsbetriebe, 

b) die Baumasse für Scheunen zur Futterbevorratung, 

c) die Baumasse für Silos zur Sägespäneverwahrung 

(5) Der Zuschlagsbetrag beträgt einmalig 5,39 Euro pro Kubikmeter umbauten Raum. Für 
gewerbliche Betriebsräume und Tennishallen ist der Zuschlagsbetrag vermindert und beträgt 
einmalig 1,32 Euro pro Kubikmeter umbauten Raum. 

(6) Für Schwimmbecken sowohl im Außen- als auch im Innenbereich gelangt ein zusätz-
licher Zuschlagsbetrag von einmalig 57,09 Euro pro Kubikmeter umbauten Raum zur Vor-
schreibung. 

(7) Verlieren bauliche Anlagen gemäß Abs. 4 oder gewerbliche Betriebsräume und Ten-
nishallen gemäß Abs. 5 diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so stellt dies 
im Fall von baulichen Anlagen gemäß Abs. 4 eine Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 
dar; bei gewerblichen Betriebsräumen und Tennishallen gelangt in diesem Fall die Differenz 
zwischen dem Zuschlagsbetrag und dem verminderten Zuschlagsbetrag zur Vorschreibung. 

(8) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an 
die gemeindeeigene Wasserversorgungsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf 
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einem bereits angeschlossenen Grundstück mit Baubeginn. Als tatsächlich angeschlossen gilt 
ein Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit der Wasserversorgungsanlage. 

 

§ 3 

Laufende Benützungsgebühr 

(1) Die laufende Benützungsgebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemes-
senen Wasserverbrauch und beträgt 1,24 Euro pro Kubikmeter. Bei landwirtschaftlichen Be-
trieben beträgt die laufende Benützungsgebühr 0,26 Euro pro Kubikmeter.  

(2) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen Was-
serversorgungsanlage. 

(3) Die laufende Benützungsgebühr wird halbjährlich in Teilbeträgen vorzuschreiben. Die 
Vorschreibung erfolgt in der Form von Akontierungen, für die als Bemessungsgrundlage der 
Vorjahresverbrauch herangezogen wird. Die erste Vorschreibung eines Jahres beinhaltet 
gleichzeitig die Endabrechnung für das vorangegangene Jahr auf Basis des tatsächlichen 
Wasserverbrauches. Zu Beginn eines Benützungsverhältnisses erfolgt die Akontierung auf 
Grundlage einer Schätzung. 

 

§ 4 

Zählergebühr 

(1) Die Zählergebühr wird halbjährlich in Teilbeträgen vorgeschrieben und beträgt: 

a) Zählergröße I (3 m3)   30,- Euro 

b) Zählergröße II (7 m3)   80,- Euro 

c) Zählergröße III (20 m2)   160,- Euro 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen Was-
serversorgungsanlage. 

 

§ 5 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 3 und 4 sinnge-
mäß. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit Inbetriebnahme der errichteten Anlagenteile. 

(3) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

 

§ 6 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeei-
gene Wasserversorgungsanlage angeschossenen Grundstücks. Steht ein Gebäude auf frem-
den Grund, dann ist davon abweichend der Eigentümer des Gebäudes, im Fall eines Baurech-
tes der Bauberechtigte, Schuldner.  

 

§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Ellmau über die Einhebung einer Wasserleitungsgebühr vom 
15. März 2018, zuletzt geändert am 17. Oktober 2024, kundgemacht vom 21. Oktober 2024 
bis 5. November 2024, außer Kraft.“ 
 

Beschluss 
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Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 
Nein) zu. 
 
 
ad 24.) Erlassung einer Kanalbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. 

Jänner 2026) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung der Gebührenanpassung durch den Überprü-
fungsausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 und übergibt dazu das Wort an den Aus-
schussobmann Manfred Döttlinger.   
 
Manfred Döttlinger erklärt, dass die jährliche Gebührenanpassung in Anlehnung an die Infla-
tion zu einem 12-monatigen Vergleichszeitraum mit dem Vorjahr vorgenommen wird und für 
das Jahr 2026 nunmehr eine Anhebung um 3% vorgesehen wäre.  
 
Über Beamer gezeigt wird die Gebührenverordnung.  
 
Fragen bestehen nicht.  
 
Sodann stellt der Bürgermeister nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Kanalbenützungsgebühren 

(1) Die Gemeinde Ellmau erhebt Kanalbenützungsgebühren als Anschlussgebühr und als 
laufende Benützungsgebühr. 

(2) Im Fall der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage 
des gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B. die Errichtung von neuen Sammelkanä-
len oder einer Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlagenteile regional gebaut 
werden, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

 

§ 2 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr setzt sich aus einem Grundbetrag und einem Zuschlagsbetrag 
zusammen.  

(2) Der Grundbetrag beträgt einmalig 847,- Euro. 

(3) Der Zuschlagsbetrag bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf 
dem Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, 
durch die dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; 
die Baumasse ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichs-
abgabengesetzes, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, zu 
ermitteln. War die Baumasse eines abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits Grund-
lage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. 

(4) Bei den nachstehenden baulichen Anlagen ist bei der Bemessung des Zuschlagsbe-
trages nicht heranzuziehen: 

d) die Baumasse für elektronische Betriebsräume, wie z.B. Umspannstationen oder 
Schalträume oder Schaltzellen öffentlicher Versorgungsbetriebe, 
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e) die Baumasse für landwirtschaftliche Stallungen, wenn das Abwasser in die Jau-
chegrube eingeleitet wird 

f) die Baumasse für Scheunen zur Futterbevorratung, 

g) die Baumasse für Silos zur Sägespäneverwahrung 

(5) Der Zuschlagsbetrag beträgt einmalig 7,37 Euro pro Kubikmeter umbauten Raum. Für 
gewerbliche Betriebsräume und Tennishallen ist der Zuschlagsbetrag vermindert und beträgt 
einmalig 1,32 Euro pro Kubikmeter umbauten Raum. 

(6) Verlieren bauliche Anlagen gemäß Abs. 4 oder gewerbliche Betriebsräume und Ten-
nishallen gemäß Abs. 5 diesen Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so stellt dies 
im Fall von baulichen Anlagen gemäß Abs. 4 eine Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 
dar; bei gewerblichen Betriebsräumen und Tennishallen gelangt in diesem Fall die Differenz 
zwischen dem Zuschlagsbetrag und dem verminderten Zuschlagsbetrag zur Vorschreibung. 
Abweichend von Abs. 7 entsteht der Gebührenanspruch mit Fertigstellung des Bauvorhabens.  

(7) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an 
die gemeindeeigene Kanalisationsanlage, im Fall von baulichen Erweiterungen auf einem be-
reits angeschlossenen Grundstück mit Vollendung des entsprechenden Bauvorhabens. 

 

§ 3 

Laufende Benützungsgebühr 

(1) Die laufende Benützungsgebühr bemisst sich nach dem mittels Wasserzähler gemes-
senen Wasserverbrauch und beträgt 2,93 Euro pro Kubikmeter.  

(2) Im Fall des Wasserbezuges aus einer anderen als der gemeindeeigenen Wasserver-
sorgungsanlage ist die verbrauchte Wassermenge durch einen gemeindeeigenen Zähler zu 
erfassen und der so gemessene Wasserverbrauch als Bemessungsgrundlage für die laufende 
Benützungsgebühr heranzuziehen. 

(3) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen Ka-
nalisationsanlage. 

(4) Die laufende Benützungsgebühr wird vierteljährlich in Teilbeträgen vorzuschreiben. Die 
Vorschreibung erfolgt in der Form von Akontierungen, für die als Bemessungsgrundlage der 
Vorjahresverbrauch herangezogen wird. Die erste Vorschreibung eines Jahres beinhaltet 
gleichzeitig die Endabrechnung für das vorangegangene Jahr auf Basis des tatsächlichen 
Wasserverbrauches. Zu Beginn eines Benützungsverhältnisses erfolgt die Akontierung auf 
Grundlage einer Schätzung. 

 

§ 4 

Erweiterungsgebühr 

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 2 Abs. 3 und 4 sinnge-
mäß. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit Inbetriebnahme der errichteten Anlagenteile. 

(3) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage angeschossenen Grundstücks. Steht ein Gebäude auf fremden Grund, 
dann ist davon abweichend der Eigentümer des Gebäudes, im Fall eines Baurechtes der Bau-
berechtigte, Schuldner.  
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§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Ellmau über die Einhebung von Kanalgebühren vom 25. April 
2019, zuletzt geändert am 17. Oktober 2024, kundgemacht vom 21. Oktober 2024 bis 5. No-
vember 2024, außer Kraft.“ 

Beschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 
Nein) zu. 
 
 
ad 25.) Erlassung einer Friedhofsbenützungsgebührenverordnung (Inkrafttreten 1. 

Jänner 2026) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung der Gebührenanpassung durch den Überprü-
fungsausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 und übergibt dazu das Wort an den Aus-
schussobmann Manfred Döttlinger.   
 
Manfred Döttlinger erklärt, dass die jährliche Gebührenanpassung in Anlehnung an die Infla-
tion zu einem 12-monatigen Vergleichszeitraum mit dem Vorjahr vorgenommen wird und für 
das Jahr 2026 nunmehr eine Anhebung um 3% vorgesehen wäre.  
 
Über Beamer gezeigt wird die Gebührenverordnung.  
 
Fragen bestehen nicht.  
 
Der Bürgermeister stellt sodann nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Friedhofsbenützungsgebühren 

Die Gemeinde Ellmau erhebt Friedhofsbenützungsgebühren als Graberrichtungsgebüh-
ren, jährliche Grabgebühren und sonstige Gebühren. 

 

§ 2 

Graberrichtungsgebühr 

Die Gebühr für die Errichtung (Öffnung und Schließung) einer Grabstätte beträgt für jede 
Beisetzung: 

  a) Beisetzung einer Urne in einem Erdgrab  182,- Euro 

  b) Beisetzung einer Urne in der Urnennische  41,- Euro 

  c) Beisetzung mit einem Sarg in einem Erdgrab 435,- Euro 

 

§ 3 

Jährliche Grabgebühr 

Die jährliche Grabgebühr beträgt pro Grabstätte und Jahr für: 

  a) ein Einzelerdgrab    14,80 Euro 

  b) ein Familienerdgrab   23,10 Euro 



39. GR-Sitzung vom 06.11.2025 Seite 31 

 

  c) ein Kindererdgrab    7,80 Euro 

  d) eine Urnennische (bis 2 Urnen) 14,80 Euro  

  e) eine Urnennische (ab 3 Urnen) 23,10 Euro 

 

§ 4 

Sonstige Gebühren 

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichenhalle beträgt 32,- Euro. 

(2) Für die Friedhofserhaltung (gärtnerische Gestaltung, Reinigung, usw.) werden pro 
Grabstätte und Jahr für  

  a) Familienerdgräber und Urnennischen (ab 3 Urnen)  21,80 Euro 

  b) Einzelerdgräber und Urnennischen (bis 2 Urnen)  16,40 Euro 

  c) Kindererdgräber       7,20 Euro 

eingehoben. 

 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Inhaber des Grabbenützungsrechtes, im Todesfall seine Er-
ben. 
 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Ellmau über die Einhebung von Friedhofsgebühren vom 15. 
März 2018, zuletzt geändert am 17. Oktober 2024, kundgemacht vom 21. Oktober 2024 bis 5. 
November 2024 außer Kraft.“ 
 

Beschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 
Nein) zu. 
 
 
ad 26.) Erlassung einer Hundesteuerverordnung (Inkrafttreten 1. Jänner 2026) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die durch den Überprüfungsausschuss empfohlene Anpas-
sung der Hundesteuer für das Jahr 2026 und stellt sodann nachstehenden Antrag: 
 
„Antrag 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau möge aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 128/2024, verordnen: 

 

§ 1 

Hundesteuer 

Die Gemeinde Ellmau erhebt eine Hundesteuer. 

 

§ 2 

Steuersätze, Steuerbefreiung 

(1) Die Hundesteuer beträgt für jeden im Gemeindegebiet gehaltenen Hund, der über drei 
Monate alt ist, pro Jahr 110,- Euro. Für jeden weiteren Hund beträgt sie pro Jahr 220,- Euro. 
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(2) Für Assistenz- und Therapiehunde nach § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. 
Nr. 283/1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2024, ist keine Hundesteuer 
zu entrichten. 

 

§ 3 

Entstehen und Erlöschen des Abgabenanspruches 

Der Abgabenanspruch entsteht mit Beginn des Kalenderjahres. Endet die Hundehaltung 
unterjährig, so erlischt der Abgabenanspruch hinsichtlich jener Kalendermonate, die dem Ka-
lendermonat folgen, in dem die Hundehaltung geendet hat. Der Halter des Hundes hat für das 
Entstehen und Erlöschen der Abgabepflicht maßgebliche Umstände umgehend der Gemeinde 
zu melden.  

 

§ 4 

Vorschreibung 

Die Vorschreibung der Hundesteuer erfolgt zum 1. Jänner jeden Jahres. 

 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Halter eines mehr als drei Monate alten Hundes im Gemein-
degebiet. Halten mehrere Personen gemeinsam einen Hund, so gelten sie als Gesamtschuld-
ner. 

 

§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Ellmau über die Einhebung einer Hundesteuer vom 15. März 
2018, zuletzt geändert am 17. Oktober 2024, kundgemacht vom 21. Oktober 2024 bis 5. No-
vember 2024, außer Kraft.“ 

 

Beschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 
Nein) zu. 
 
 
ad 27.) Anpassung der privatrechtlichen Entglete der Gemeinde Ellmau für das Jahr 

2026 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung der Entgeltanpassung durch den Überprü-
fungsausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 und übergibt dazu das Wort an den Aus-
schussobmann Manfred Döttlinger. 
 
Manfred Döttlinger erklärt, dass die jährliche Entgeltanpassung in Anlehnung an die Inflation 
zu einem 12-monatigen Vergleichszeitraum mit dem Vorjahr vorgenommen wird und für das 
Jahr 2026 nunmehr eine Anhebung um 3% vorgesehen wäre.  
 
Über Beamer gezeigt werden die neuen Entgelte.  
 
Fragen bestehen nicht.  
 
Sodann wird nachstehender Beschluss gefasst: 
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Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau legt über Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja; 0 Nein) die privatrechtlichen Entgelte der Gemeinde 
Ellmau für das Jahr 2026 wie folgt fest: 
 

Kindergartenentgelte     

Kindergartenbeitrag von dreijährigen Kindern / Monat (erstes Kind halbtags)  50,30 (inkl. 10% USt) 

Kindergartenbeitrag von dreijährigen Kindern / Monat (zweites Kind halbtags)  43,30 (inkl. 10% USt) 

Kindergartenbeitrag von dreijährigen Kindern / Monat (erstes Kind ganztags)  86,60 (inkl. 10% USt) 

Kindergartenbeitrag von dreijährigen Kindern / Monat (zweites Kind ganztags)  76,10 (inkl. 10% USt) 

Kindergartenbeitrag von vier- und fünfjährigen Kindern (erstes Kind ganztags – 

halbtags frei)  
50,30 

(inkl. 10% USt) 

Kindergartenbeitrag von vier- und fünfjährigen Kindern (zweites Kind ganztags 

– halbtags frei)  
43,30 

(inkl. 10% USt) 

Mittagstisch pro Mahlzeit  5,40 (inkl. 10% USt) 

Jause – Monatspreis 16,00 (inkl. 10% USt) 

Jause (Sommerbetreuung) – Wochenpreis  3,70 (inkl. 10% USt) 

Ferienbetreuung für jedes Kind / Woche / halbtags 36,30 (inkl. 10% USt) 

Ferienbetreuung für jedes Kind / Woche / ganztags 60,80 (inkl. 10% USt) 

Bastelbeitrag (für Bastelmaterial) pro Semester 30,90 (inkl. 10% USt) 

   

Verrechnung an EKIZ   

Mittagstisch pro Mahlzeit für Kinderkrippe  4,80 (inkl. 10% USt) 

Mittagstisch pro Mahlzeit für Schülerhort 5,40 (inkl. 10% USt) 

   

Sonstige Entgelte   

Entgelt für Inanspruchnahme des öffentlichen Gutes und von Gemeindeliegen-

schaften für Baugrubensicherungen – pro Erdanker 
311,00 

 

Feuerwehrtarifordnung (abrufbar im Internet unter www.ellmau.gv.at)    

   

Parkgebühren Tiefgarage Mehrzweckzentrum    

Parkgebühr pro Stunde [Anmerkung: Maximalgebühr pro Tag € 20,00] 1,00 (inkl. 20% USt) 

Parkgebühr pro Monat [Anmerkung: begrenzt mit 6 Monaten und 20 Stellplätzen] 120,00 (inkl. 20% USt) 

 
 
ad 28.) Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

• Josef Werlberger bringt zum Thema „Großraumlüfter“ der Feuerwehr vor, dass bislang 
dem Gemeinderat immer gesagt worden sei, dass die Anschaffung zur Gänze über 
Sponsoring von Betrieben bezahlt würde und der Ankauf für die Gemeinde nicht mit 
Kosten verbunden wäre. Nun würden die Gemeinde aber dennoch für Zubehör (z.B.: 
Anhänger) Kosten in Höhe von EUR 35.000,00 treffen. 
 
Der Bürgermeister meint dazu, dass aus seiner Sicht die Kosten für das Zubehör zum 
Großraumlüfter nachträglich in das Budget aufgenommen worden wären und der An-
kauf hierüber gedeckt gewesen wäre. 
 
 

• Josef Werlberger bringt weiters vor, dass dem Gemeinderat durch Wolfgang Nieder-
mühlbichler in seiner Funktion als Obmann des Ausschusses „Bauwesen und Dorfer-
neuerung“ berichtet worden sei, dass der Bauhof beim Beschäftigungsausmaß der 

http://www.ellmau.gv.at/
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Mitarbeiter Einsparungen um rund 50% vorgenommen hätte, was allerdings so nicht 
stimmen würde. 
 
Georg Widschwendter stellt klar, dass Wolfgang Niedermühlichler lediglich berichtet 
hätte, dass der Bauhof ebenfalls Einsparungen getroffen hätte. 
 
Wolfgang Niedermühlbichler stellt fest, dass ein Mitarbeiter im Bauhof das Dienstver-
hältnis über eigenen Wunsch beendet hätte und diese Stelle nicht nachbesetzt worden 
sei. 
 
 

• Gerhard Pohl erkundigt sich beim Bürgermeister, ob es stimme, dass gegen den Bau-
hofleiter wegen des Ankaufes des Großraumlüfters eine Aufsichtsbeschwerde bei der 
Bezirkshauptmannschaft Kufstein eingebracht worden sei? 
 
Der Bürgermeister bestätigt, dass eine Aufsichtsbeschwerde vorliege. Die Gemeinde 
werde dazu gegenüber der Aufsichtsbehörde Stellung nehmen. Wobei der Bürgermeis-
ter den Inhalt der Beschwerde an dieser Stelle nicht wiedergeben möchte. 
 
 

• Georg Widschwendter erkundigt sich, wie der Stand betreffend des Umbaues der 
„Wimmkreuzung“ ist. 
 
Gerhard Schermer informiert, dass mit den betroffenen Grundeigentümern grundsätz-
lich das Einvernehmen hergestellt wäre, wobei die entsprechenden Vereinbarungen 
lediglich noch zu fixieren wären. Nach Rücksprache mit dem Bauhofleiter wäre eine 
Umsetzung ohnehin erst im Jahr 2027 zweckmäßig, nachdem derzeit noch bei den 
„Grienkegründen“ umfangreiche Bautätigkeiten bestehen und im Jahr 2026 im Bereich 
des abgebrannten „Pfitscherhofes“ der Wiederaufbau starten wird. Die letzten zwei 
Jahre sei außerdem für dieses Vorhaben bereits Geld angespart worden. 
 
 

• Gert Oberhauser erkundigt sich, wer in Zukunft die gebührenpflichtigen Kurzparkzonen 
überwachen wird. 
 
Gerhard Pohl verweist dazu auf die Sitzung des Ausschusses „Verkehr“, in der durch 
den Bauhofleiter angedeutet wurde, dass die Durchführung der Kontrolltätigkeit über 
Mitarbeiter des Bauhofes möglich wäre. 

• Manfred Döttlinger regt an, dass sich die Gemeinde über eine vernünftige Stellplatz-
einteilung beim Festplatz Gedanken machen sollte. 

 
 

• Gerhard Pohl erkundigt sich bei den Kollegen des Gemeinderates, wer in Söll an der 
Präsentation des geplanten interkommunalen Gewerbegebietes teilnehmen wird. 

 

 

• Gerhard Pohl erkundigt sich beim Bürgermeister, wann es wieder eine Gemeindever-
sammlung in Ellmau geben wird, wobei der Bürgermeister dafür noch keinen Termin 
nennen kann. 

 

 

• Gerhard Pohl erkundigt sich, wann für den Gemeinderat die elektronische Einsicht-
nahme in die Sitzungsunterlagen eingeführt wird.  

 
Der Amtsleiter stellt die Einführung im Laufe des ersten Halbjahres 2026 in Aussicht. 
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• Gerhard Pohl bringt vor, dass ihm der Erdwall, der im Bereich der Baustelle der GHS 
aufgeschüttet wurde, zu hoch erscheint und regt er eine Überprüfung durch das Bau-
amt an. 

 

• Gerhard Pohl bringt zu den im Bereich des Hauses Dorf 48 zum Teil auf Öffentlichem 
Gut aufgemalten Stellplätzen vor, dass die Gemeinde diese Maßnahme klären müsse, 
um eine Ersitzung jedweder Art dieser öffentlichen Fläche zu verhindern.  

 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, schließt der Vorsitzende den öffent-
lichen Teil der Sitzung um 22:02 Uhr.  
 
 
 

nicht-öffentlicher Teil 
 
ad 29.) Vertrauliches 

 

Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag zu.  

 
 
ad 29.1.) Genehmigung des Protokolls des nicht-öffentlichen Teils der 38. Gemeinde-

ratssitzung vom 02.10.2025 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt das 38. Protokoll der nicht-öffentli-
chen Gemeinderatssitzung vom 02.10.2025. 
 
 
ad 29.2.) Personelles (Weihnachtsgeld) 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau stimmt dem Antrag zu. 
 
 
 
 
Der Schriftführer:       Der Vorsitzende: 
 
 
 
Mag. HEIN eh        MANZL eh 
-------------------------       ----------------------- 
 
Weitere GR-Mitglieder gemäß § 46 Abs 4 TGO: 
 
 
 
DÖTTLINGER eh       OBERHAUSER eh 
--------------------------       --------------------------- 
 


